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N A C H R I C H T E N  

Neufassung des Baugesetzes 
VADUZ - Liechtensteins Baugesetz datiert aus 
dem Jahre 1947. Trotz verschiedentlicher Revi­
sionen kann dieses Gesetz heutigen und zu-
kunftsgerichteten. Anforderungen des Bauwe­
sens und der Siedlungsentwicklung nicht mehr 
entsprechen. Die Regierung hat daher zusam­
men mit Vertretern der Gemeinden, der Liech­
tensteinischen Ingenieur- und Architektenver­
einigung und der Bauwirtschaft ein neues Bau­
gesetz ausgearbeitet, das nun in'die Vernehm­
lassung gehen soll. Zentraler Inhalt ist: 
® Die baurechtlichen Vorschriften werden ver­
einfacht. Bewilligungspflichtig sind nur jene 
Bauten, Anlagen und Massnahmen, die im öf­
fentlichen Interesse begleitet und kontrolliert 
werden müssen. 
• Eine Reihe von bislang bewilligungspflichti-
gen Massnahmen wird neu der Anzeigepflicht 
unterworfen. Dies bedeutet eine wesentliche 
Vereinfachung für die Bauwirtschaft und die 
Behörden, stellt aber dennoch die interdiszipli­
näre Koordination sicher. 
© Neu ist die Aufhebung der dualen Baubewil-
ligungskompetenz von Gemeinderat und 
Hochbauamt. Künftig soll gemäss Vernehmlas-
sungsbericht und vorangegangener Vernehm­
lassung ausschliesslich das Hochbauamt die 
Zentrale Baubehörde sein. Für diese Neuord­
nung hat sich die überwiegende Mehrheit der 
Gemeinderäte und der anderen in die Vernehm­
lassung einbezogenen Stellen ausgesprochen. 
Die Baubehörde koordiniert die verschiedenen 
Amtsstellen und Verfahren und zieht hierbei 
auch die Gemeinden ein. Fristen zur Behand­
lung und Beurteilung fördern Rechtssicherheit 
und Kalkulierbarkeit. 
® Die zentralen Bestimmungen bezüglich der 
Ortsplanung werden vom bisherigen Recht 
übernommen. Gewünschte Verbesserungen der 
Planungsinstrumente werden angenommen. 
Der verfassungsmässige Auftrag zur Landes­
planung wird gesetzlich verankert. 

Die Regierung ist überzeugt, dass dieses Ge­
setz grosse Vorteile für die Bauwirtschaft bringt 
und durch die Straffung des baurechtlichen 
Verfahrens einen wichtigen Beitrag zur Rechts­
sicherheit und Rechtsstaatlichkeit bringt. Bei 
Wahrung der öffentlichen Interessen wird vor 
allem die Bauwirtschaft und damit gesamthaft 
das Gemeinwohl profitieren können. (pafl) 

Ergebnisse der Maurer- und 
Zimmermeisterprüfung 2003 
VADUZ - Nach einem Unterbruch von 6 Jahren 
wurde vom 28. bis 31. Oktober 2003 Wieder ei­
ne Maurer- und Zimmermeisterprüfung durch­
geführt. Nachstehende Kandidaten haben die 
Maurermeisterprüfung erfolgreich absolviert. 
©Marco Condito, Mauren 
® Stefan Kleber, Mauren 
© Karl Laternser, Balzers 
• Manfred Wilscher, Ruggell 

Die Prüfungskommission für die Fachprü­
fung der Maurer- und Zimmermeister gratuliert 
den neuen Maurermeistern zur bestandenen 
Prüfung. (pafl) 

Wider die Haüsvater-Art 
Politik darf Konjunkturschwankungen nicht verstärken 
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sprach der ehrwürdige Direktor des Lehrerse-
;; minars inTisis, Herr Rohrmus, im vollbesetzten 

Kirchthalersaale in Vaduz Uber die so genannten 
«Elternabende», das heisst über Elternver-

s Sammlungen, in denen über Schulfragen ver­
handelt wird und nach denen die Eltern bei den 

• betreffenden Lehrpersonen über ihre Kinder 
:< einzeln Erkundigungen einziehen können. 
• Heutzutage, so führte der Referent in glänzen-
• der, klarer und praktischer Weise aus, werden 
r Vorträge gehalten über Heimatkunde, allgemei-
; ne Vblksbildung etc. Die Krone von allen diesen 
l Veranstaltungen aber bilden die so genannten 
• «Elternabende», deren Zweck es ist, alle Fakto­

ren, die an der Erziehung interessiert sind, zu-
• sammen zu bringen zur Aussprache über die Er­

ziehungsfrage. Diese; Elternversammlungen 
l sollten zur regelmässigen Erscheinung werden! 

Morgen: Purzelbaum 
in d i e  T i e f e  

SCHAAN/ZÜRICH - Der politi­
sche Spardruck zu rascher 
Hau$haltskonsolldlerung wirke 
prozyklisch, sagt  Professor 
Bernd Schips, Leiter; der Kon­
junkturforschungsstelle der ETH 
Zürich. Investitionen seien die 
Basis, um Leistungspotenziale 
im Konjunkturaufschwung zu 
mobilisieren. 
• Komel l a  Pfe i f fer   -

Volksblatt: Seit dem Zweiten 
Weltkrieg haben wir etliche Kon­
junkturschwankungen erlebt. 
Liessen sich Einbrüche oder 
Schwankungen vermeiden? 

Bernd Schips: Bereits in den 
20er-Jahren hat man sich um die 
Analyse von Konjunkturschwan­
kungen bemüht. Diese Schwankun-. 
gen wird es auch in Zukunft geben, 
die Frage ist, wie man durch eine 
geeignete Wirtschaftspolitik das 
Ausmass reduzieren kann. Vermei­
den kann man, dass die staatlichen 
Aktivitäten die Schwankungen 
noch verstärken. ' 

Der Aufschwung in der Schweiz 
wird spätestens Anfang 2004 von 
der Exportwirtschaft erwartet. 
Wird die Nachfrage im Inland 
nachziehen? 

Die grossen Detailhandelsketten 
in der Schweiz verspüren, schon seit 
zwei Monaten eine deutliche Bele­
bung. 

BELEBUNG 

Für die Gesamtwirtschaft ist ent­
scheidend, ob die sich leicht be­
schleunigende Exportnachfrage an­
hält. Wenn die Exporten steigen, 
wird die Auslastung der  Produk­
tionskapazitäten besser, es könnte 
wieder investiert werden und es  kä­
m e  ein selbst tragender Auf­
schwung in Gang. 

Länder wie Liechtenstein, deren 
Banken- und Finanzsektor höhe 
Anteile an der Wertschöpfuiig 
aufweisen, hatten unter dem 
Niedergang der Börsen be­
sonders stark zu leiden. Erholt 
sich der Bereich? 

Ja. Die Zinsmarge ist wieder hö­
her, die Wertpapiergeschäfte haben 
sich konsolidiert. Zwar weiss man 
nicht, wie lange das anhalten wird, 
f ü r  die Schweizer Banken kann 
man für 2003 aber von einem posi­
tiven Wachstumsbeitrag ausgehen. 

Sie warnen immer wieder, dass 
sich die Fiskalpolitik nicht kon­
junkturgerecht verhalte. Was 
wäre konjunkturgerechteres Ver­
halten? 

Wenn die wirtschaftlichen Akti­
vitäten zurückgehen, dann sinken 
die Einnahmen und gleichzeitig 
steigen Ausgaben, beispielsweise 
im  Sozialversicherungsbereich.. 
Solche konjunkturbedingten Min­
dereinnahmen und Mehrausgaben 
muss man passiv hinnehmen, nur 
dann verhält man sich konjunktur­
neutral. Wenn man in einer solchen 
Phase versucht, Ausgaben zu  kür­
zen, dann agiert man prozyklisch 
und verlängert und verstärkt die 
konjunkturelle Abschwächung. 

KONJUNKTUR-
NEUTRAL 

Die Kehrseite ist, dass man bei 
konjunkturbedingten Mehreinnah-

Konjunkturforscher Bernd Schips: Es Ist ökonomischer Unfug, auch wenn viele Leute meinen, eht Haushalts­
ausgleich habe Priorität-

men und Minderausgaben unbe­
dingt die Überschüsse zur Schul­
dentilgung benutzen muss. Wenn 
aber die Politik in besseren Zeiten 
versagt hat, dann sollte man nicht 
versuchen, dieses Politikversagen 
in der Schwächephase wettzuma­
chen. Es ist ökonomisch falsch, bei 
investiven Ausgäben' und Ausgaben 
für den Unterhalt der Infrastruktur 
zu kürzen. 

Liechtenstein hat nach vielen 
Jahren der Haushaltüberschüsse 
mit einem Defizit zu kämpfen. 
Was ist zu tun? 

Ich würde Position für Position 
des Haushalts genau auf ihre lang­
fristige Entwicklung überprüfen. 
Und bei den Einnahmen gilt es  die 
entscheidende Frage zu stellen, ob 
diese langfristig zurückgehen oder 
zunehmen. 

Muss ein Staatshaushalt für je­
des Büdgetjahr einen Ausgleich 
zwischen Einnahmen und Ausga­
ben anstreben? 

Nein, das ist ökonomischer Un­
fug, auch wenn viele Leute meinen, 
ein Haushaltsausgleich habe Prio­
rität. 

ÖKONOMISCHER 
U N F U G  

Das ist so wie der gute Hausva­
ter. Doch macht so etwas weder ein 
Unternehmen noch ein privater 
Haushalt. Ohne bereit zu sein, 
Schulden zu machen, können Sie 
kein Haus bauen. Und wenn Sie ei­
ne  Wasserleitung nicht erneuern, 
nur  u m  den Haushalt auszuglei­
chen, werden die Kosten später viel 
höher sein. 

Sie fordern eine Politik mit Au-
genmass. Welche Fehler machen 
Staaten in Zeiten der Konjunk-
turscfiVvüche, die vermeidbar wä­
ren? .;•••• 

Wichtig ist, in einer konjunktur­
schwachen Phase bereit zu sein, die 
konjunkturellen Defizite hinzuneh­
men und nicht zu versuchen, in ei­
ner  solchen Situation strukturelle 
Defizite zu beseitigen. Es wäre völ­
lig falsch, eine Haushaltskonsoli­

dierung auf kurze Frist anzustre­
ben. Eine Konsolidierung muss 
man mit einer langfristigen Per­
spektive betreiben und verhindern, 
dass strukturelle Defizite in dem 
Ausmass ansteigen, dass die Schul­
denquote steigt. 

Politiker versuchen in wirtschaft­
lich schwierigeren Zeiten den 
Rotstift bei den Investitionen an­
zusetzen, weil sich die Konsum­
ausgaben nicht so leicht bremsen 
lassen. Ist das am falschen Ort 
gespart? 

Es gibt genügend empirische 
Untersuchungen, die zeigen, dass 
sich Investitionen in die Infrastruk­
tur  langfristig positiv a u f .  das  
Wachstum auswirken. Aber Infra­
struktur muss man in einem weite­
ren Sinn betrachten. Das sind nicht 
nur  Strassen, Flugplätze, Eisen­
bahnschienen, sondern auch Was-: 
serversorgung, -entsorgung, Tele­
kommunikationseinrichtungen. 

F L  ATTRAKTIVER 
STANDORT 

Erst das macht 'einen Standort' 
auch attraktiv. Der  grosse Vorteil; 
der  Schweiz und Liechtensteins ist, 
dass-sie- nach-wie-  vor attraktive 
Standorte sind, nicht nur für Fi­
nanzholdings, auch für Produk­
tionsbetriebe. Qualifizierte Arbeits­
kräfte finden gute Bedingungen 
und eine intakte Umwelt vor. 

Vor einigen Jahren glaubten 
Staaten wie Deutschland oder 
Frankreich, die Voraussetzungen 
für ein dauerhaftes Wirtschafts­
wachstum geschaffen zu haben. 
Nun sind beide Länder die wirt­
schaftlichen Schlusslichter der 
EU. Was können kleinere Staaten 
wie Liechtenstein daraus lernen? 

Nicht den Fehler zu machen, den 
Deutschland gerade gemacht hat, 
Deutschland vernachlässigt seit 
Jahrzehnten die Infrastruktur, was 
zunächst überdeckt wurde durch 
die Wiedervereinigung. Schauen 
Sie sich die deutschen Strassen an, 
dann wissen Sie, was in den letzten 
15 Jahren abgewirtschaftet wurde, 
weil nicht genügend Mittel zur In­

standhaltung eingesetzt wurden.  
Doch in die Infrastruktur zu inves­
tieren, gibt die Basis, aus der  man 
Leistungspotenziale beim Kon-
junkturaufschwung-auch mobilisie­
ren kann. Zweitens ist durch die  
Orientierung der  öffentlichen Hand 
in Richtung Konsumausgaben die  
Belastung mit Abgaben so hoch ist, 
dass viele Leute ein Missverhältnis 
zwischen Abgaben und  öffent­
lichen Leistungen empfinden; 

Wenn sich die Konjunktur er­
holt, sind die längerfristigen 
Probleme noch nicht vom Tisch. 
Die Gesundheitskosten und die 
Sicherung der Sozialwerke lasten 
schwer auf den Ländern. Wie las­
sen sich Demographie, Wirt­
schaftswachstum und soziale Si­
cherheit ausloten? 
• Altersvorsorge und Krankenver­
sicherung stehen vor finanziellen 
Lasten, dafür brauchen die Staaten 
Wirtschaftswachstum. Andererseits 
weiss man, dass sich.aus denselben; 
demographischen Gründen nicht 
nur das Arbeitsangebot verringert, 
sondern auch die Struktur der 
Nachfrage verändert. Ältere Men­
schen fragen mehr arbeitsintensive 
Dienstleistungen nach und weniger 
Waren. Es werden also mehr Güter 
mit einer geringen Produktivität 
nachgefragt. 

PRODUKTIVITÄT 

Daher muss man die Produkti­
vität erhöhen, sprich die Bedingun­
gen schaffen,. dass sich Industrie 
und Dienstleistungsuriteniehmen 
mit hoher Produktivität a m  Stand­
ort ansiedeln. Die Finanzinstitute 
haben beispielsweise e ine  hohe 
Produktivität. Zugleich müssen für 
kapitalintensive Produktionen die 
Bedingungen Stimmen. Diese Pro­
duktionen gehen nicht nu r  dahin, 
wo die Steuern niedrig s ind/  son­
dern wo e s  qualifizierte Arbeits­
kräfte gibt und sie ihre Anlagert sie­
ben Tage in der  Woche rund u m  die 
Uhr  nutzen können. Es  gilt, qualifi­
zierte Arbeitskräfte im  Land zu hal­
ten und Rahmenbedingungen für 
die Nutzung kapitalintensiver Pro­
duktionsanlagen zu schaffen. 


